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Antrag

Initiator*innen:
Titel: Keine weitere Stigmatisierung von Geflüchteten 

in München

Antragstext
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Liebe Mitglieder der Stadtratsfraktion Die Grünen – Rosa Liste, 

wir stellen den Antrag zur Ablehnung der von der Bayerischen Landesregierung für 
ANKERzentren und Anschlußunterkünften beschlossenen Bezahlkarte für dezentrale 
Unterkünfte in München. Gleichzeitig möchten wir die Schaffung einer 
alternativen Zahlungsmethode für dezentrale Unterkünfte anregen, die die 
Verwendung von Bargeld ermöglicht. Diese Maßnahme ist von entscheidender 
Bedeutung, um die Würde und die soziale Integration schutzsuchender Personen zu 
wahren sowie potenzielle negative Auswirkungen, wie Stigmatisierung und die 
Förderung von kriminellen Handlungen, zu vermeiden. 

Wir fordern, dass die Stadtratsfraktion Die Grünen – Rosa Liste die Einführung 
der geplanten Bezahlkarte der Bayerischen Landesregierung für dezentrale 
Unterkünfte in München ablehnt. Stattdessen soll eine alternative 
Zahlungsmethode eingeführt werden, die die Verwendung von Bargeld ermöglicht, um 
die genannten Probleme zu vermeiden. 

Wir schlagen vor, dass die Stadt München in Zusammenarbeit mit relevanten 
Organisationen und Experten eine Lösung entwickelt, die sicherstellt, dass 
schutzsuchende Personen ihre täglichen Bedürfnisse auf respektvolle und 
integrative Weise decken können, ohne stigmatisiert zu werden oder in illegale 
Aktivitäten gedrängt zu werden. Als Beispiel könnte die SocialCard aus Hannover 
dienen. Warum ist es so wichtig für Asylsuchende? Es geht hier um Menschen in 
Notsituationen, denen wir Teilhabe ermöglichen müssen, gleichzeitig wollen wir 
den Verwaltungsaufwand bei den Sozialleistungen reduzieren. Die SocialCard 
basiert auf einer herkömmlichen Visa Debitkarte, ist sofort einsetzbar und wird 
auf Guthabenbasis geführt, sodass nur die Stadt das Guthaben buchen kann. 
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Beispiel: Die Stadt Hannover, eine der ersten Kommunen in Deutschland hat die 
SocialCard für Asylsuchende eingeführt zusammen mit dem Unternehmen Publk GmbH. 
Wir wollen, dass auch München die SocialCard einführt, nur so können wir 
Menschen in Notsituationen helfen und gleichzeitig wollen wir eine moderne und 
innovative Kommune werden. 

Wir hoffen auf eure Unterstützung bei diesem wichtigen Anliegen und stehen zur 
Verfügung, um weitere Informationen bereitzustellen oder an einer konstruktiven 
Diskussion teilzunehmen.

37 

38 

39 

40 

41 

42 

43 

44 

45 

46 

47 

48 

49 

50 

51 

52 

53 

54 

55 

56 

57 

58 

59 

60 

61

Die Stadtversammlung lehnt den bayerischen Sonderweg einer Bezahlkarte für 
Geflüchtete, die auf Abschreckung ausgerichtet ist ab. 

Die Bayerische Staatsregierung macht mit ihrer schnellen Ausschreibung einen 
bundesweiten Alleingang, ohne Expert*innen, Sozialverbände und Kommunen mit 
einzubeziehen. 

Die Fraktion Die Grünen- Rosa Liste im Stadtrat wird aufgefordert, sich für 
folgende Punkte im bayerischen Städtetag einsetzen: 

- Die Entwicklung einer alternativen Zahlungsmethode, welche die Abhebung von 
Bargeld in frei wählbarer Höhe ermöglicht, wird bayernweit eingefordert. Dabei 
sollen kommunale Vergleiche mit „best practice“ Beispielen wie der social Card 
in Hannover herangezogen werden. 
Diese lässt sich nicht von "normalen Bankkarten" unterscheiden und wirkt so 
nicht spaltend/ ausgrenzend. 

- Überweisungen und Online Einkäufe müssen auch Geflüchteten ermöglicht werden. 

- Die Staatsregierung wird aufgefordert, mit den Kommunalverwaltungen und 
Sozialverbänden gemeinsam an einer guten, bürokratiearmen Lösung für den 
Verwaltungsvollzug zur Ausgabe der Bezahlkarten zu arbeiten. 

- Die Fraktion lässt prüfen, inwiefern eine Einführung der Bezahlkarte in 
München/ von den Kommunen abgelehnt werden kann.

Begründung

Begründung für die Ablehnung: 

1. Stigmatisierung: Die Einführung einer Bezahlkarte könnte zu einem Stigma für die Personen in städtischen 

Unterkünften führen. Die öffentliche Kenntnis darüber, dass bestimmte Bevölkerungsgruppen diese Karte 
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verwenden müssen, könnte zu Ausgrenzung und Diskriminierung führen. Dies könnte das soziale Gefüge in 

der Gemeinschaft beeinträchtigen und den Integrationsprozess der Schutzsuchenden erschweren. 

2. Kriminalitätsförderung: Die Beschränkung auf eine elektronische Bezahlkarte könnte dazu führen, dass 

Menschen gezwungen sind, Bargeld auf dem Schwarzmarkt zu beschaffen, um bestimmte Waren und 

Dienstleistungen zu erwerben. Dies könnte zu illegalen Aktivitäten führen und die Betroffenen in kriminelle 

Kreise drängen. 

3. Entwürdigung der Schutzsuchenden Personen: Die ausschließliche Verwendung einer Bezahlkarte könnte 

als entwürdigend empfunden werden, da sie den Betroffenen ihre finanzielle Autonomie nimmt und sie auf 

eine bestimmte Form der Zahlung beschränkt. Dies könnte das Selbstwertgefühl und die Selbstbestimmung 

der schutzsuchenden Personen beeinträchtigen.
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